j 
| 
| 


der Bankantheils⸗Eigner um 5 


der Bankordnun 


* 


40 
rto 2 Thlr. 11¼ Sgr. 
W nf - 


Nr. 307. Mitlag⸗ Ausgabe. 


Biertefjähriger Abonnementspreis in Breslau ? Thlr., außerhalb incl. 
Inſertionsgebühr für den Raum einer 


eslan 


er 


Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Ze 


itun 


edition: Hertenſtraße Nr 20. Huferben übernehmen alle Poſt⸗ 
Urhalten Beffellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 


den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 27. Anguſt 1866. 


Die theilweiſe verſpätete Ausgabe der geſtrigen Morgen⸗ 
Nummer der Breslauer Zeitung ift durch die plötzliche Er 
krankung von 2 an der Druckmaſchine beſchäftigten Arbeitern 
veranlaßt worden. Expedition der Breslauer Zeitung. 


Preuſ en. 
0. K. C. Candtags- Verhandlungen. 


9. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (25. Auguſt.) 
Eröffnung 10% Uhr. Am Miniftertiih: Graf Itzenplitz, v. Selchow, 
Bankpräſident v. Dechend, ſpäter der Finanzminiſter v. d. Heydt. Die Tri⸗ 


bünen ſind gefüllt. | 
Präſident v. Forckenbeck verlieſt folgendes, ihm geſtern ſpät Abends 
zugegangenes Schreiben des Miniſterpräſidenten Grafen d. Bismarck: 
„Ew Hochwohlgeboren beehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 
23. d. M. nach eingebolter allerhöchſter Beſtimmung gan e benach⸗ 
richtigen, daß des Königs Maſeſtät die zur Ueberreichung der Adreſſe des 
auſes der Abgeordneten gewählte Deputation morgen, Sornabend, den 
un; 2 — Mittags 2% Uhr, im biefigen koͤniglichen Palais zu empfangen 
eruhen wollen.“ . — ER 
N Der Abg. v. Saucken iſt in das Haus eingetreten und in die 2. Abtheilung 
verlooſt worden. 5 5 R 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Commiſſion 
für Handel und Gewerbe über den Geſetzentwurf, betreffend die Erhöhung 
des Stammcapitals der preußiſchen Bank um 5 Millionen Thaler. 
Eine General⸗Discuſſion Br nicht ſtatt. 

Zu § 1 der Vorlage hat Niemand das Wort verlangt; da auch' der Re: 
ferent darauf verzichtet, wird der $ 1 einftimmig angenommen. Der⸗ 
elbe lautet: Kahn 3 
| „Der Chef der Bank ift ermächtigt, eine Erhöhung des Einſchuß⸗Capitals 

1 Mi Ionen Thaler anzuordnen. In dieſem 

Falle treten in Stelle der im § 11 der Bank Ordnung dom 5. Oktober 1846 

(Geſetz- Sammlung S. 485) vorbehaltenen anderweitigen Regulirung des Theil⸗ 

nahme⸗Verhältniſſes des Staats“ und der Bankantheils⸗Eigner am Gewinne 
der Bank folgende Beſtimmungen in Kraft: 

1) Der Reſerdefonds Gan der Bank⸗Ordnung) ſoll dreißig Prozent des Ein⸗ 

ſchuß⸗Kapitals der 2 ankantheils Eigner nicht überſteigen. 

Wenn der Gewinn bei Verkäufen der Effekten⸗Beſtände der Bank — 

8 5 des Geſetzes vom 7. Mai 1856 (Geſetz-Sammlung S. 342) — und 

das nach $ 6 Nr. 1 deſſelben Geſetzes für den Reſerbefonds beſtimmte 

Sechstbeil des reinen Gewinnes der Bank in einem Jahre mehr beträgt, 

als zur Ergänzung des Reſervefonds bis zu dreißig Prozent des Einſchuß⸗ 
Kapitals der Bankantbeils⸗Eigner erforderlich iſt, ſo ſoll der Mehrbetrag 

der Dividenpe zuwachſen. 3 
2) Ein bei Vermehrung des Einſchuß⸗Kapitals der Bankantheils⸗Eigner ein⸗ 

kommendes Aufgeld fließt zum Reſervefonds. 


3) Die Eigner der über die Fünf Millionen Thaler auszufertigenden Bank⸗ 


antheilsſcheine haben gleiche Rechte mit den Bankantheils⸗Eignern. 

‚4) Sofern die Vermebrung des Einſchuß⸗Kapitals der Bankantheils⸗Eigner 
um Fünf Millionen Thaler gegen ein von der Bank⸗Verwaltung feſtzu⸗ 
ſetzendes Aufgeld geſchieht, ſoll den am Tage der beſchloſſenen Vermeh⸗ 
rung des Einſchuß⸗Kapitals in den Stammbüchern der Bank eingetrage⸗ 
nen Bankantheils ⸗Eignern ein innerhalb eines Monats nach der durch 
Uebergabe rekommandirter Briefe an die Poſt erſolgten Aufforderun 
geltend zu machendes Vorzugsrecht in der Art zuſteben, daß jedem Bank⸗ 
antheils⸗Eigner auf je drei ihm gehörige Bankantheile gegen Einzahlung 
1 F Thalern nebſt Aufgeld ein neuer Bankankheil ausgehän⸗ 
digt wird. h 5 

Zu 8 2 („der Miniſter für Handel u. ſ. w. iſt mit der Ausfül dieſes 

Geſetzes N erhält das Wort: f e 

Abg. Michaelis: M. H. Unter den Motiven für die Vorlage findet 
ſich der Hinweis auf die Erweiterung der Geſchäfte der Bank auf das erwei⸗ 
terte Gebiet des preußiſchen Staates. Es dürfte von Intereſſe fein, wenn 
der Herr Miniſter uns darüber Auskunft geben wollte, ob er von der An⸗ 
ſicht ausgeht, daß die Ausdehnung der Filiale der Bank ſchon auf die Gebiete 
erfolge, welche auf Grund der neulich eingebrachten Vorlage, auf Grund des 
Art. 55 der Verfaſſung, mit der Monarchie Preußen verbunden ſind, oder 
ob er die Ausdehnung der Filiale auf dieſe Gebietstheile erſt dann für ge⸗ 
rechtfertigt erachtet, wenn eine wirkliche Incorporation der Gebietstheile in 
den preußiſchen Staat erfolgt ift. N f 

Regierungs⸗Commiſſar v. Dechend: Die Vorbereitungen für eine Bank⸗ 
anftalt, wo ſie auch errichtet werden ſoll, verlangen einen gewiſſen Zeitraum, 
um bauliche und anderweitige Einrichtungen zu treffen. Die Regierung 

laubt, daß in dem dazu nötbigen Zeitraum von 4—6 Wochen auch hier der 

eſchluß über die Vereinigung jener Länder mit der preußiſchen Monarchie 
gefaßt ſein wird. f ö IE 

Handelsminiſter Graf v. I zenplitz: Meine Anſicht iſt die, daß, ſobald 
jene Bereinigung Geſetz K ſein wird, in den betreffenden Landestheilen 
vorgegangen werden ſoll, ſo weit die gewerblichen und anderweitigen Ver⸗ 
baͤltniſſe es empfehlenswerth erſcheinen laſſen; natürlich kann das erſt dann 
geſchehen, wenn die Vereinigung Geſetz geworden iſt. 

Abg. Harkort: M. H. Die Privilegien der Bank werden erweitert. 
Ich kann nur den Wunſch daran knüpfen, daß der Herr Miniſter die Ge⸗ 
wogenheit habe, auch die Privatbanken in angemeſſener Weiſe zu erweitern. 
Ich finde nichts darüber erwähnt von Seiten des Hrn. Referenten. 

Abg. Michaelis: Ich glaube, m. H, die Sache eignet ſich hier nicht 
zur Discuffion. Es würde aber vor das Forum der betreffenden Commiſſion 

ehören, ob eine Vereinigu lg dieſer Gebietatheile auf Grund des Art. 55 

er Berſ. Urkunde hinreicht, um die Bank in den Stand zu ſetzen, auf Grund 

dort eine ng en 5 

Abg. Graf Schwerin: Als Mitglied jener Commiſſion habe ich dem 
ae zu erwidern, daß die Commiſſion jene Punkte Bae ins 
Auge gefaßt bat und ſich darüber ſchlüſſig machen wird, ob es zweckmäßig 
iſt, die Rigierungsvorlage, wie fie liegt, dem Haufe zur Annahme vorzule- 
en, oder, ob es geboten ſein würde, noch auf eine engere Verbindung der 

andestheile binzuwirken, wie fie dieſer Geſetzentwurf in Ausſicht ſtellt; daß 

alie der Fed, den der Abg. Herr . or Anregung verfolgt, auch 

n jener Commi i J e gelaſſen wird. N 

Ref., Ab. N at Rh 5 Anſicht des Herrn Miniſters an. 
Je mne wird darauf einſtimmig angenommen, ebenſo der ganze 


Der zweite Ge iſt die Schlußberat 
i en es⸗Ordnung ift die Schlußberathung 
5 weer denden Hl 1800 betreffend 7 . Ir in den 
eriten Wahlbezi mig, Holitein und Lauenburg ſtehenden Truppen zum 
u — oa Regierungsbezirks Potsdam für die Wahlen zum Haufe 


Der Antrag des Referent Sn 
Nogeordneten woll en Dr. John (Labiau): geht dahin: „das Haus 
aer 1850 erlaſen Grund des Art. 63 der Verſaſſungs⸗Urkunde 
Das Haus tritt dieſem Antra 8 erorbnung die Genehmigung ertheilen. 
Der dritte Gegenſtand der Logesaed Discuffion bei. 5 
en rin dn Once e den enen 
Nenteabriefen und zu n Sach eiſchreibungen der Paderborn ſchen und der 
Eichfeld'ſchen Tilgungskaſſe. Nach einem kurzen Referat Be a 
in) wird die Vorlage ohne Discuſſion en Referat de g. Krieg 
an) 3 Gegenſtand der Tagesordnun e & genehmigt 15 
die auf Grund des Art. 63 der Verfaſſungs Urkunde vom 31 rn 30 
erlaſſene Verordnung dom 10. April 1866 wegen Abänderung der Tar aſage 
a Il iwirte feinen Antrag: da 
Referent Abg. Röpell motivirte i : das Haus 
—.—.— nadndglic die verfaſſungsmaͤßige Zerren erhellen. I 
wenigen Worten. Der Antrag wird einftimmig ohne Debatte angenommen. 
Der fünfte Gegenſtand der Tages⸗Ordnung it die Schlußberathung über 
die auf Grund des Art. 63 der Verfaſſungs⸗Urlunde vom 31. Januar 1850 
erlafjene Verordnung vom 12. Juni 1866, betreffend die En des ges 
ſetzlichen Umſchlagstermins in Neu⸗Vorpommern für das Jahr 1866. 
Nachdem Corxeferent, Abg. 


Ungiltigkeitserklärung beider Wa 


nur 15 in Weh lau find nämlich von 748 


Hinrichs, den Antrag kurz motivirt, wird] geſe 
derſelbe ohne Debatte einſtimmig angenommen. 


Es folgten als letzter Gegenſtand der Tages⸗Ordnung Wahlprüfunge n. 
Es übernimmt das Präſidium Vice⸗Präſident Stavenhagen. . 

Abg. Krieger (Berlin) referirt für den Wahlbezirk Königsberg⸗Fiſchhau⸗ 
ſen. Es ſind dort gewählt die Herren Dr. Koſch, Hoverbeck und Forckenbeck. 
Die Giltigkeit der Wahl wird vom Referenten beantragt und vom Hauſe an⸗ 
genommen. 

Als Referent der 3. Abtheilung berichtet über die Wahlen im 9. königs⸗ 
berger Wahlbezirk Abg. v. Waldow: Gewahlt ſind hier die Herren v. Below 
und Rohde. Gegen die Giltigkeit der Wahl iſt von mehreren Wahlmännern 
jenes Bezirks ein Proteſt eingegangen, der ſich ſtützt auf die mangelhafte Aus: 
legung der Urwählerliſten, auf die ungleichmäßige Steuer⸗Einſchätzung und 
namentlich auf die Zerreißung der Urwahlbezirke. Die Abtheilung beantragt 
die Wahl der Abgeordneten b. Below und Robde für giltig zu erklären, 
jedoch hinſichtlich der Beſchwerde über die Zerreißung der Urwahlbezirke die 
Aeten der Petitions⸗Commiſſion zur weiteren Veranlaſſung zu überweisen. 
Es befürwortet dieſen Antrag Abg. Dr. Lüning, der eine enge einzelner 
bei der Wahl ſtattgehabten Unzuläſſigkeiten anführt. So iſt von dem Bezirks⸗ 
Commando in Bartenſtein den unter demſelben ſtehenden Truppen, der Linie 
wie der Landwehr, angeblich gt königlichen Befehl, die Theilnahme an ven 
Wablen verboten worden. Ich halte einen ſelchen königlichen Befehl für eine 
poſitive Unmöglichkeit und glaube vielmehr, daß der betreffende Commandeur 
ſeine Anſicht hierüber ſich in den königlichen Befehl überſetzt hat. Bei Veran⸗ 
lagung ferner der Steuerliſten, iſt bei der Einſchätzung einzelnen Wählern die 
Grundſteuer mit angerechnet, anderen nicht. Am wichtigſten find die Be⸗ 
ſchwerden binſichtlich der Eintheilung der Urwahlbezirke; und zwar find zu⸗ 
fällig gerade diejenigen Wahlbezirke zerriſſen worden, die ſonſt liberal gewählt 
hätten; auch babe ich nicht die Ueberzeugung gewinnen können, daß dieſe 
Hinderniſſe lediglich aus techniſchen Schwierigkeiten ſollten erwachſen ſein. So 
iſt es denn gekommen, daß von 5 Wahlbezirken, die ſonſt liberal gewählt hät⸗ 
ten, diesmal nur einer liberal geſtimmt hat. Eine Ungiltigkeitserklärung der 
Wahl beabſichtige ich zwar nicht zu beantragen. Da jedoch, wenn wir dieſer 
Zerreißung der Urwahlbezirke freien Lauf laſſen, leicht die ganze Beſtimmung 
über die Eintheilung der Urwahlbezirke illuſoriſch werden könnte, fo iſt es 
nöthig, der königlichen Staatsregierung die Sache zur Remedur zu überweiſen 
und empfehle ich Ihnen daher den Antrag des Herrn Referenten. 

Abg. Niebelſchütz: Die Vorwürfe, welche hier gegen die Landrätbe ge: 
macht werden, beruhen in den meiſten Fällen auf ungenügender Würdigun 
der thatfächlichen Lau den In Städten iſt es ſehr leicht, die Bezirke paſ⸗ 
ſend abzugrenzen, auf dem flachen Lande aber iſt das etwas ganz Anderes, 
und wer das praktiſch durchgemacht hat, wird es anerkennen. Es iſt da zu 
berückſichtigen die ſonſtige Zuſammengehbrigkeit der Ortſchaten, die Commu⸗ 
nicationswege, die Frage, ob ein paſſendes Wahllokal zu finden iſt und vor 
Allem, ob paſſende Wahlvorſteher vorhanden ſind u. ſ. w. Ich habe die Ur⸗ 
wahlbezirke möglichſt klein eingerichtet, fo daß mit wenig Ausnahmen nur 
3 Wahlmänner zu wählen waren, und die Meiſten nar kurze und bequeme 
Wege zum Wahlort zurückzulegen hatten. Dadurch habe ich aber oſt eine 
überſchüſſige Zahl ländlicher Wähler verloren und zu meinem großen Ver 
dauern, wie ich glaube, conſervative. (Heiterkeit.) Das entſpricht auch nicht 
den geſetzlichen Vorſchriften. Sie ſehen, m. H., die Städte ſind da eminent 
bevorzugt. Die Aufgabe iſt auf dem Lande ſehr ſchwierig und manchmal 
unlösbar; und ich glaube, daß wir vom grünen Tiſche aus, — oder das paßt 
ja hier nicht (Heiterkei.) — alje von den rothen Bänken aus, nicht im Stande 
find, ohne die genaueſte Kenntnlß des Kreiſes zu beurth:ilen, ob ein Landrath 
ſeinen Kreis geſchickt oder ungeſchickt eingetheilt hat. Wenn wir aber auch 
überzeugt wären, daß es hier und da hätte beſſer gemacht werden konnen, jo 
bitte ich doch zu bedenken, daß es leichter ift zu kriliſiten, als im Drange der 
Geſchäfte die Anordnungen praktiſch zu treffen. Wir müſſen uns davor hüten, 
wenn uns Etwas nicht ſcheint. es als praesumtio juris aufzufaſſen, daß jeder 
Landrath parteliſch tendencibs verfährt. (Bravo rechts 

Abg. v. Hennig: M. H. Weit entfernt davon, anzunehmen, daß die 
Landräthe immer tendenziös verfahren — denn das wäre ja unrecht — kann 
ich doch in einem Falle, wie dieſer iſt, wo uns die Kreiskarte mit den Ein⸗ 
theilungen vorliegt, das Verfahren, wodurch eine große Anzahl der Wähler in 
die Lage der Oeſterreicher vor Preßburg gekommen ſind, nicht entſchuldigen, 
und der geehrte Herr Vorredner hätte wohl beſſer gethan, wenn er es nicht 
übernommen hätte, Etwas zu vertheidigen, was ſich nicht halten läßt (Obo! 
rechts). Sie können anderer Anſicht fein, m. H., aber ich habe wohl das 
Recht, auch meine Meinung zu äußern. Wie ſoll denn eine Unregelmäßig ⸗ 
keit bei den Wahlen conſtatirt werden, als durch Proteſte? Wir dürfen dieſe 
Erfahrung nicht jo unberückſichtigt laſſen, und ich bin deswegen mit dem An 
trage, weit re Ermittelungen der Pelitions⸗Commiſſion zu Überweisen, einver⸗ 
ſtanden. Ob es nicht richtiger wäre, eine Wahl bei der ſolche meiner Mei- 
nung nach tendenzidſe Unregelmäßigkeiten vorgekommen find, für ungiltig zu 
erklären, da ſo ſchwere Sünden gegen die Wahlfreiheit vorliegen, — das will 
ich dahingeſtellt ſein laſſen und keinen darauf bezitalihen Antrag ſtellen; aber 
das iſt doch das Wenigſte, daß wir den in ihrem Rechte Gekränkten möglisit 
zu ihrem Rechte verhelfen. Denn welchen Werth baben denn die Wahlen, 
wenn die Wähler in die Lage verſetzt werden, ihr Recht gar nicht oder nur 
mit den größten Schwierigkeiten ausüben zu können? 

Abg. Hauſchtek: Die Abſicht der Commiſſion iſt eine andere geweſen, 

als fie bier ausgeführt worden iſt. Es find die Unregelmäßigkeiten aner⸗ 
kannt, aber auch bemerkt worden, daß der Landrath nicht gehört worden iſt, 
und ohne dies darf Niemand verurtheilt werden. Die Unregelmäßigkeiten 
ſollten dem Haufe mitgelheilt und die Sache der Petitions⸗Commiſſion, mel: 
cher ein Antrag vorliegt, die Willkür bei der Eintheilung der Bezirke geſetzlich 
zu beſchränken, zu weiterer Ermittetung überwieſen werden. Gegen dieſen 
Beſchluß iſt gefehlt worden. . 
Abg. Dr, Lüning: Der Bemerkung meines Vorredners gegenüber muß 
ich conſtatiren, daß die Abtheilung beſchloſſen hat, den Proteſt mit den Akten 
der Petitions⸗Commiſſion zu überreichen, um dieſelben bei Gelegenheit der 
Petitionen über die Feſiſtellung der Wahlbezirke benutzen zu können. 

Es wird darauf zur Abstimmung geſchritten und der erſte Antrag der 
Commiſſion: die Wahlen der Abg. b. Below und Rohde für giltig zu er⸗ 
klären, einſtimmig, der zweite Antrag: den Proteſt gegen die Eintheilung der 
Wahlbezirke der Petitions⸗Commiſſion zu überweiſen, mit allen gegen die 
Summen eines großen Theiles der beiden conſervativen Fractionen ange⸗ 
nommen. 

(Präſident v. Forckenbeck übernimmt den Vorſi 

„Darauf bench der Referent der 2. Abtheilung, 
über die Wahlen im Wahltreiſe Labiau⸗Wehlau und 
der Wahlen der Abg. Larz und John (Labiau). 

Abg. Hauſchteck: Schon in der Abtheilung habe ich den Antrag auf 

1 ıblen geitellt und muß denſelben auch bier 
wiederholen. Der Herr Referent hat ſchon erwähnt, daß ein Proteſt von 12 
Perſonen eingegangen ift, und daß er ſelbſt in Folge deſſen die Wahlen 
zweier Wahlmänner für ungiltig erachte; einer iſt nämlich durch das Loos 
gewählt worden, ohne daß vorher eine engere Wahl ſtattgefunden hat; bei 
dem zweiten hat zwar eine engere Wahl ſtattgefunden, aber u en der 
Wablordnung, zwiſchen mehr als der doppelten Anzahl der zu Wählenden. 
In ſolchen Fällen hat das Haus bisher immer die Ungiltigleit der Wahlen 
ausgeſprochen. — Dazu kommt aber noch, daß aus den Städten Weh lau 
und Labiau Proteſte vorliegen, wonach der § 4 der Verordnung vom 
31, Mai 1849 dort nicht ausgeführt worden ift, durch welchen beſtimmt wird, 
daß auf die Vollzahl von 250 Seelen 1 Wahlmann gewäblt werden ſoll. 
In Weblau haben aber nur 3 Bezirke von 6 dieſe 555 erreicht, in La biiau 

, Seelen 3 Wahlmänner gewählt 
worden, und in 2 Bezirken je 4 Wahlmänner, ohne daß die Seelenzahl von 
10⁰⁰ erreicht war, ſondern nur die Zablen 947 und 961. — Wenn nun die 
Eintheilung der Wahlbezirke eine andere geweſen wäre, ſo wäre jedenfalls ein 
ganz anderes Reſultat erreicht worden. Da nun durch dieſe Eintheilung ein 
Geſetz ausdrücklich verletzt worden iſt, ſo müſſen ſammtliche 18 Wahlen in 
Wehlau caſſitt werden; wenn dies aber geſchieht, fo hat keiner von den bei⸗ 
den dort e Abgeordneten die abſolute Majorität. — 


8.) 
Dr, v. Proff⸗Irnich, 
beantragt die Giltigkeit 


bitte des⸗ 


werden dürfen? Wenn man dieſe Fragen aber genau erwägt, wird man zu 
dem Reſultate kommen, daß hoͤchſtens 4 Wahlmännerwahlen zu kaſſiren find, 
und zwar aus der zweiten Abtheilung, da dieſe zu viel gewählt find; man 
kann aber doch unmöglich auch die erſte und dritte Abtbeilung dafür 
ſtrafen, daß in der zweiten ein Wahlmann zu viel gewählt iſt. — Sind 
aber nur pier Wablen ungültig, ſo haben beide Abgeordnete noch die erfor⸗ 
derliche Majorität. — Diejenigen, welche die Ungültigkeitserklärung der 


Wahlen wünſchen, fußen ferner auf einem Proteſte des Wahl Commiſſarius 


ſelbſt. — Der Herr Wabl⸗Commiſſarius bat nämlich einen Proteſt von Urs 
wählern gegen die Wahl einiger Wablmänner bei Gelegenheit des Wahl⸗ 
Aktes der Abgeordneten nicht vorgebracht, obgleich dies ſeine Pflicht geweſen 
wäre. Da nun aber ein Abgeordneter von feiner Partei nicht die Majorität 
erlangt hat, petitionirt er jetzt um Abhilfe gegen ſein eigenes Verfahren, De 
hört!) und möchte deshalb die Wahlen für ungültig erklärt wiſſen, (hört! hört!) 
M. H. Auf einen ſolchen Proteſt, das liegt wohl klar auf der Hand, iſt doch 


ſehr wenig zu geben. — Ich bitte deshalb die Wahlen beider Abgeordneten 


für gültig zu erklären. . 

Abg. Heiſe: Im vorliegenden Falle iſt mehrfach gegen pofitive Beſtim⸗ 
mungen der Wahlverordnung gefehlt worden, und es laßt ſich gar nicht übers 
ſehen, wie die Abſtimmung dei einer anderen Eintheilung der Wahlbezirke 
ausgefallen wäre. Die Wahlen müſſen deshalb für ungiltig erklärt werden. 
Was den Proteſt des Wabl⸗Commiſſarius anbetrifft, den der Abg. Lasker 
erwähnte, jo iſt es doch wohl ſehr leicht möglich, daß der Wahl⸗Commiſſarius 
erſt ſpäter eingeſehen hat, daß er nicht richtig verfahren hat. 

Abg. Schulze (Berlin): M. H. Ich glaube, daß eine kurze Bemerkung 
genügt, um den Sachverhalt klar darzulegen. Das Geſetz beſtimmt nicht, 
daß Wahlbezirke von nur 967 reſp. 947 Urwählern überhaupt nicht wählen 
dürfen, ſondern daß ſie nur 3, nicht aber 4 Wahlmänner pr wählen haben. 
Im vorliegenden Falle iſt alſo nur ein Wahlmann zu viel gewählt; dieſer 
eine Wahlmann kann alſo nur ungiltig gewählt ſein, nicht alle. ; 

Nachdem die Abg. Hauſchtek, Lasker und der Referent, Abg. Dr. 
v. Proff⸗Irnich, nochmals replicirt, wird zur Abſtimmung geſchritten, und 
zwar zunächſt über den Antrag der Commiſſion, die Wahl des Abg. John⸗ 
Labiau für giltig zu erklären; dafür erheben ſich die Fortſchritts⸗ 
Partei, das linke Centrum, die polniſche und katholiſche Fraction 
und ein Theil der Altliberalen; dagegen die beiden conſervativen 
Fractionen und der größte Theil der Altliberalen, und auch v. Binde 
(Hagen). — Da das Bureau über die Major tät zweifelhaft iſt, wird zur 
Stimmzählung geſchritten, und es Ei ae fh, daß für die Giltigkeit ges 
ſtimmt baben 160, gegen dieſelbe 128; darauf wird mit derſelben Major 
rität auch die Wahl des Abgeordneten Larz für giltig erklärt. 
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Abg. Lette berichtet über den erſten königsberger Wahlbezirk Memel⸗ 


Heydekrug, wo die Herren Landrath Degen und Landrath Dr. Schulz ge 
wählt worden find. Es find yo Protefte gegen die Giltigkeit der Wahl eins 
egangen, die ſich theils auf formelle Verſtöße beziehen — ſo iſt von dem 
Landrath des Kreiſes Hepdekrug der Polizeiverwalter angewieſen, den Waͤh⸗ 
lern nicht Einſicht in die ganzen Urwählerliſten zu geſtatten, ſondern Jedem 
nur ſeinen eigenen Namen zu zeigen — theils darauf, daß auf verſchie⸗ 
dene Perſonen amtliche Wahl. Beelnfluſſungen ſtattgefunden hätten. Refe⸗ 


rent führt in dieſer Beziehung einzelne beſonders auffallende Fälle vor. } 


So verlieſt er ein Schreiben eines königlichen Polizei⸗Verwalters R. 
Müller an einen gewiſſen Kanngießer, in welchem dieſer aufgefordert 
wird, für die Wahl des conſervativen Wahlkandidaten zu wirken, und nicht 
etwa Jemand anders zu wählen. „Es würde Letzteres“, ſchließt das Schrei⸗ 
ben, „Ihnen ſebr übel gedeutet gedeutet werden.“ Ferner hat der Landrath, 
Wahlcommiſſarius und Abgeordnete Dr. Schulz an verſchiedene ihm unter⸗ 
gebene Schulzen Schreiben folgenden Inbalts erlaſſen: „Die Ortſchaſt fo 
und ſo hat als Wahlmänner 15 wählen in der 3. 5 (folgen die 
Namen, in der 2. Abtheilung (dgl.), in der 1. Abtheilung (dgl.) (Unterſchrift: 
Der königliche Landrath Dr. Schulz)“ Von den to deſignirten Wahlmänner⸗ 
Candipaten find 6 gewählt worden, die dann fpäter ſämmtlich dem Hrn. Di 
Schul; bei der Wahl zum Abgeordneten ihre Stimme gegeben haben. Wer⸗ 
den dieſe 6 und außerdem 10 andere aus ähnlichen Gründen für ungiltig 
zu erklärende Wahlmänner⸗Stimmen von der Geſammtzahl derjenigen, die 


bei der Abgeordnetenwahl ihre Stimmen abgegeben haben, abgezogen, ſo hat 


der Abg. Degen 2 Stimmen unter der abſoluten Majorität. Es haben näm⸗ 
lich geflimmt im Ganzen 320 Stimmen, die abſolute Majorität beträgt 161, 
davon hat erhalten Abgeordneter Degen 167 Stimmen. Zieht man die 16 
für ungilti? zu erklärenden Stimmen von der Geſammtzahl von 320, ſo wie 
von den auf Herrn Dar gefallenen 167 Stimmen ab, ſo bleiben 304 reſp. 
151 Stimmen. Herr Degen hat alſo zwei Stimmen unter der nunmehrigen 
abſoluten Malorität von 153. Der Abg. Dr. Schulz dagegen bat auch nach 
Abzug jener 16 Stimmen noch 2 Stimmen über abſolute Majorität. Die 
Abtheilung beantragt daher 1) die Wahl des Landraths Degen für ungiltig 
zu erklären, 2) die Wahl des Landraths Dr. Schulz bis nach vernommener 
Zeugenausſage mehrerer zu vernehmenden Schulzen ꝛc. zu beanſtanden. 

Abg. Gr. Weſtarp: M. 8 Die Minorität der ne Abtheilung ift 
der Anlicht, daß beide Wahlen für giltig anzuerkennen find, denn die Proteſte 
ſcheinen nicht ganz ſachgemäß zu ſein. Von Beeinfluſſungen wird geſprochen 
das einemal auf Grund des vorgeleſenen Schreibens des Landrathes, welches 
aber nach deſſen eigener, vor der Commiſſion abgegebenen Erklärung, anders 
aufzufaſſen iſt, da er als Curator einer Stiftung, zu der die Ortſchaften ges 
hören, als Vertrauensmann von den Wählern befragt worden ſei; demgemäß 
ſei er verpflichtet geweſen, den Leuten den ſeiner Anſicht nach richtigen Rath 
zu ertheilen; wellen Sie das den Landr nicht geſtatten, ſo müſſen Sie 
ſie bei der Wahl einsperren. (Heiterkeit) Das Einzige, was dieſer Erklärung 
zu widerſprechen ſcheint, iſt das Wort „hat“. 
beitslaſt in jener Zeit konnte ein falſcher Ausdruck wohl einmal vorkommen. 
SchentenfSie aber jener Erklärung keinen Glauben, jo müſſen Sie die 
anſtanden, um zuvor Beweis zu erheben; die Aufklärung iſt aber unerheblich, 
da eine Beeinfluſſung gar nicht von Erfolg geweſen wäre, da man nach den 
vorliegenden Berichten höchſtens 2 Wahlmännerwahlen als ungiltig erklären 
könnte, deren Wegfall immer noch 1 Stimme über die abſolute Majorität ers 
gäbe. Was das andere Ihnen vorgeleſene Schreiben betrifft, jo it don einer 
Beeinfluſſung durch daſſelbe keine Rede, da es nur an einen einzigen Privatmann, 
— dazu einen Parteigenoſſen, gerichtet war, welchem man die Anſicht der 
conſervativen Partei mittheilen wollte. Unſerer Anſicht nach iſt alſo keine 
einzige Wahl zu kaſſiren; und ich müßte nicht, wie Sie, m. H., (links) den 
Vorwurf eines tendenziöſen Parteimandvers vermeiden wollten, wenn Sie 
jenen Anträgen beiſtimmten. Bedenken Sie, daß wir am 3. Juli, dem Tage 
der Schlacht von Königgrätz gewählt find, um hier einander die Hand zur 

erföhnung zu bieten. Ich vertraue feſt, daß dies die letzte Tendenzſtreilig⸗ 
keit im Haufe fein wird. (Bravo rechts.) { \ 

Es iſt inzwiſchen ein Antrag auf Vertagung eingegangen, welcher hinrel⸗ 
chend unterſtützt wird. 8 

Auf die Frage des Abg. Gr. Schwerin wird erwidert, daß der Grund 
der Empfang der Adreß⸗Deputation bei Sr. Maj. dem Könige ſei. 

Schluß der Sitzung 1% Uhr. Nächſte Sitzung Dinstag 11 Uhr. Tages⸗ 
Ordnung: Fortſetzung der Wahlprüfungen; Handelsverträge. 

O. K. C. [Commiſſionen.] Montag Vormittag hat die Commiſſion 
für das Re chswahlgeſetz eine Sitzung; am Abend deſſelben Tages die Budget⸗ 
Commiſſion, um den Bericht ihres Referenten, Abg. Tweſten, über die Ins 
demnitätsertheilung und den Credit für das Jahr 1866, feſtzuſtellen. Dieſer 
. Bat mohrideinfic ſchon am Dinstag in den Händen der Mitglieder 

es Hauſes ſein. 

C. K. C. [Empfang der Adreß⸗Deputation.] Heute Nachmittag 
2% Uhr wurde die Adreß⸗Deputation des Hauſes der Abgeordneten von — 


dem er feine Freude über die faft einſtimmige Annabme der Adreſſe K we 


Aber bei der großen Ar⸗ N 
Wahl be⸗ 


— 


und Preußen gewürdigt habe, ſo Großes zu leiften und die außerordentlichen 
Schwierigkeiten im Einvernehmen mit dem Abgeordnetenhauſe und dem gan⸗ 
1 Volke zu überwinden. Was die Yndemnität betreffe, fo ſei damit nichts 
eucs geſagt; ob man die Sache mit dieſem Wort oder als Entlaſtung be⸗ 
zeichne, ſei glei giltig. Die Regierung babe newiffenbaft für das Staatswohl 
geſorgt, babe nicht anders handeln können, und würde im ähnlichen Fa 
nicht anders handeln. Aber der Fall werde nie wieder eintreten, davon ſei er 
fit überzeugt. Mit Recht ſage der Schluß der Adreſſe, daß Preußens König 
und Volk in allen großen Momenten ihrer Geſchichte einig geweſen wären. 
Dieſe Einigkeit beſtebe jetzt und für die Zutunſt, welche die großen Fragen 
Preußens und Deutſchlands zur Entſcheidung bringe.“ 

Alsdann verbeugte ſich der König und entließ die Deputation, deren Mit⸗ 
oliever ex ſich nicht vorſtellen ließ, ſehr freundlich! Von den Gewählten fehlte 
nur der Abo, Dt, Becker, den ein Unwoblſein ſchon von der beutigen Plenar⸗ 
ſitzung zurückgehalten. 

Der Bericht der „N. A. Z.“ iſt etwas ausführlicher; er lautet wie folgt: 
Se. Majeſtät vernahm mit ſichtlicher Genugthuung den Wortlaut der Adreſſe 
und erwiderte nach Beendigung der Vocleſung dem Präſidenten und der 
Deputation etwa Folgendes: Er ſpreche zunächſt ſeinen Dank aus und beauf⸗ 
trage den Präſidenten v. Forckenbeck, dem Haufe Allerhöchſtſeinen Dank für 
die Adreſſe auszuſprechen. Er nehme dieſelbe entgegen als einen Ausdruck 
richt nur der Majorität des Hauſes, ſondern auch des geſammten Landes. 
Mit Recht bebe die Adreſſe zunächſt die großen Erfolge der preußiſchen Waffen 
hervor. Nächſt dem allmächtigen Gotte gebühre der Armee dafür der Dank 
des Vaterlandes. Wohl noch nie ſei ein Ereigniß, wie das vor uns liegende; 
in der Weligeſchichte vorgekommen, noch nie konne die Geſchichte davon er⸗ 
- saäblen, daß ein Land von der göttlichen Vorſehung fo koch begnadigt wie 
Breußen; noch nie ſei in fo kurzer Zeit und auf ſolche Weiſe ein Keieg beendet 
worden, wie der hinter uns liegende. Es ſei erfreulich und erhebend, daß 
gerade Preußen und er, der König ſelbſt von der göttlichen Gnade dazu aus: 
erſehen ſei, ein ſolches Werk zu vollbringen, ein Werk, welches ſo Viele, auch 
ſein nun in Gott ruhender königlicher Bruder erſtrebt, denen aber nicht ber: 
Res worden ſei, die Verwirklichung ibres Strebens zu erleben; darum 
1 — der König, die Ereigniſſe der Neuzeit als eine beſondere göttliche 
Gnade an. 
gugleich aber freue ſich der König, daß dieſer Krieg den Beweis für die 
Tüchtigkeit unſerer Heeres. Organiſation, welche er ſelbſt in's Leben gerufen, 
gegeben habe. Ohne dicje Organiſation wäre das Kriegsheer — deß ſei der 
König feſt überzeugt — nicht im Stande geweſen, ſolche Strapazen und Lei⸗ 
den zu ertragen, wie es dieſelben ertragen habe. Hinſichtlich der Erfolge des 
Krieges ſei mit Recht in der Adreſſe hervorgehoben worden, daß noch große 
Schwierigkeiten zu überwinden ſeien. Er, der König, hoffe jedoch, auch dieſe 
mit Gottes Hilfe zu überwinden. ; 
Wenn die Adteſſe ferner der Indemnität erwähne, welche die Staatsre⸗ 
gierung von der Landesvertretung gefordert, ſo ſei in dieſer Forderung 
etwas ausgeſprechen wor en, was Er und feine Regierung ſtets im Auge ge⸗ 
habt babe. Das Recht der Geldbewilliaung ſei niemals in Abrede geſtellt 
worden. Es fei feine, des Königs, Pflicht geweſen, zu einer Zeit, wo kein 
Etatsgeſetz zu Stande gekommen, fo einzutreten, wie er es getbar. So habe 
er handeln müſſen und werde immer fo handeln, wenn fi z ähnliche Zustände 
wieverholen ſollten. „Aber, meine Herren, es wird nicht wieder vorkommen!“ 
Sei Mafeſtät hob ſchließlich noch hervor, daß er mit beſonderer Freude die 
Adreſſe des Häuſes entgegen nehme, namentlich um der Einſtimmigkeit willen, 
mit welcher die Adreſſs zu Stande gekommen ſei, einer Einſtimmigkeit, der 
. die Minorſtät eine faſt verſchwindende genannt werden könne. 
die 


alle 


abe 

RE eſe Einigkeit, die ſich nicht allein in dieſer Adreſſe zu erkennen gebe, ſondern 
Hi die ſetzt wierer — mit Freuden ſpreche er es aus — zwiſchen Fürſt und 
a Volk bergeſtellt ſei, vieſe Einigkeit, boffe er, werde in Zukunft immer derblei⸗ 
. 


hen, und in dieſer Zurerſicht ſpreche er nochmals der Deputation und dem 
Hauſe feinen! Dank aus. 
Hiermit wurde die Deputat'on entlaſſen, welcher ſich ſämmtliche hierzu 
ausgelooſte Mitglieder mit Ausnahme der Abgg. Dr. Becker und Runge an» 
geſchloſſen hatten. 


Berlin, 25. Auauft: [Amtliches] Se. Maieflät der Konig bat den 
Kreierchier von Roſenberg in Neumarkt zum Rath bei dem Appell tions- 


Kul Aoguſt Guſtav Borriés das Prädikat eines königlichen Hofbuchbin⸗ 
ders verluhen. 3 


eine 70jährige Dienſtzeit zurückgelegt hat, hierdurch, daß in ehrender Aner⸗ 
kennung der von demſelden mährend dieſes langen Zeitraums dem Vater: 
lande geleiſteten treuen und erfolgreichen Dienſte das Reg ment fortan den 
Namen „Oſtpreußiſches Küraſſier⸗Regiment Nr. 3, Graf Wrangel“ führen 
En —.— habe demgemäß verfügt. Berlin, den 15. Auguſt 1866. (gez.) 
Wilhelm. 129 30 | 


ur die kulturgeſchichtliche Bedeutung der 


[Vom Hofe. — Graf Bismarck.] Es iſt nicht unwahrſchein⸗ 
lich, daß Se. Majeftät der König noch im Spätſommer eine Erholungs⸗ 
reiſe etwa in ein Seebad unternehmen dürfte, doch iſt darüber eine Be⸗ 
ſtimmung noch nicht getroffen. Ihre Majeſtät die Königin Auguſta, 
ſowie ſämmiliche Mitglieder der königl. Familie werden zum Einzuge 
der Truppen in Berlin anweſend ſein. — Graf Bismarck wird, wie 
verlautef, nach dem Schluſſe des Landtages reſp. den erſten Einleitungen 
vir Verbindung der eroberten deutſchen Staaten mit Preußen eine Bade⸗ 
kleeiſe antreten, es heißt, der Graf werde wieder nach Biarritz gehen. 

lie Exkönigin von Hannover! trifft Anſſalten, das Schloß 
Herrenhauſen in Hannover mit ihren Prinzeſſinnen⸗Töchtern zu verlaſſen 
und zu ihrem Gemahl ſich zu begeben. 

[Der Landrath v. Wurmb,] welcher als preußiſcher Civil⸗ 
Commiſſarius im Königreich Sachſen mit greßer Milde fein Amt ver⸗ 
waltet, ſoll, wenn der Friede mit König Johann nicht bald zu Stande 
kommt, einen ſtrengeren Nachfolger erhalten. ' 

1 [Die Minifler der Mittelſtaaten!] Man zweifelt, daß Herr 

vi. Dalwigk noch lange Premierminiſter in Darmſtadt bleiben wird. 
8 ö Der Premierminiſter in Würtemberg, Herr v. Värnbüler, der jetzt als 
Auszeichnung den Orden der würtembergiſchen Krone erhielt, will auch 

ſein Portefeuille niederlegen. Seln Stern iſt im Erlöſchen. Es heißt, 
daß auch Herr v. d. Pfordten bald zurücktreten wird. 

[Der neue Präſident des Abgeordnetenhauſes, von 
Forckenbeck,] hat durch feine umſichtige und unparteiiſche Amtsfüh⸗ 
* 2 im Hauſe aligemeine Anerkennung gefunden. Seine Wiederwahl, 

it ſomit als völlig geſichert anzufehen, Die Wahl des Präſidenten für 
die Dauer der Seſſion erfolgt am 7. September nach Ablauf der vier⸗ 
woͤchentiſchen proviſoriſchen Friſt. Das Definitioum moͤchte jedoch dann 
kaum länger als auf eine Woche ausgedehnt werden. 

Im November! wird ein erneuter Zuſammentritt des Land⸗ 
tages erwartet, da die Regierung das Budget pro 1867 vor Beginn 
des Etat f ihres vorlegen wird. Bis zum 15. September hofft man 
die wichtigſten Vorlagen in beiden Haͤuſern des Landtags berathen zu 
baben, wo dann die gegenwärtige Seſſign geſchloſſen werden dürfte. 
Um dieſe Zeit ſoll auch der feierliche Einzug der Truppen erfolgen. 

[Im Herren hauſe] werden wohl in den nächſten zehn Tagen 
keine Sipungen ſtaufinden. Augenblicklich find kaum 30 Mitglieder 
hiet anweſend. Waßiſcheinlich werden die Beſchlüſſe des Abgeordneten: 


gericht in Frankfurt a. d. O. ernannt, und dem kieſigen Buchb ndermeiſter 


ſachen nicht entſsricht, das 5 Streben der Bewohner Italiens nach bez. Schleſ. Ban Verein 112 Br. 
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hauſes in Pauſch und Bogen vom Herrenhauſe berathen und angenom⸗ 
men werden. = 

[Die Verhandlungen mit Sachſen!] haben dieſer Tage be: 
gönnen. An Kriegskoſten verlangt Preußen, wie man ſagt, 20 Mil- 
lionen Thaler. Wie die „Kreuzztg.“ hort, werden die befeſtigten Punkte 
des Königreichs Sachſen von preußiſchen Truppen beſetzt ſein, zu wel⸗ 
chen befeſtigten Punkten jetzt auch Dresden gehort. . 

[Der Geh. Ober-Regierungsrath Ribbeck] aus dem Mi⸗ 
niſterium des Innern hat ſich in Angelegenheiten des hieſigen Central⸗ 
Depols für die Lazarethe u. ſ. w. nach Schleſten und Böhmen begeben. 

[Beſchlagnahme.] Die „Volkszeitung“, welche heute in einer 
zweiten Ausgabe erſchienen iſt, meldet: „Die für die Poſt beſtimmte 
Auflage der Nr. 198 der „Volks⸗Zeitung“ vom 25. Auguſt iſt ohne 
Angabe eines Grundes polizeilich mit Beſchlag belegt worden. Wir 
vermuthen, daß der Abdruck der Jacoby'ſchen Rede, welche wir auch 
unſeren auswärtigen Abonnenten nachträglich im Wortlaut mittheilen 
wollten, die Veranlaſſung zu dieſer Maßregel iſt.“ 

Deutſchland. 

Frankfurt, 22. Aug. [Preſſe. — Die Bundestagsbeamten. 
Feierabendſtunde.] Den Eigenthümern der „Neuen Frankf. Ztg.“ 
iſt nicht gelungen, die Erlaubniß zur Herausgabe eines Handelsblaktes 
auf hieſtigem Platze zu erwirken. — Wie wir vernehmen, iſt Frankfurt 
nach geſchloſſenem Frieden zum Sitz einer Commiſſton auserſehen, welche 
die Inventariſirung und Vertheilung des Bundeseigenthums vornehmen 
und vorbereiten ſoll. Den hieſigen Beamten der Bundes⸗Verſammlung 
iſt mitgetheilt worden, daß ihr Geſuch wegen Sicherung ihrer Gehalte ꝛc. 
von Seiten der Bundes⸗Verſammlung an die Bevollmächtigten Oeſter⸗ 
reichs bei den Friedensconferenzen überwieſen wurde mit dem Anfügen, 
man möge beantragen, daß in die Friedensbeſtimmungen auch ein Paſſus 
über die Angelegenheit möge aufgenommen werden. — Seit einigen 
Tagen wird die Feierabendſtunde (10 Uhr) wieder ſtrenger eingehalten; 
im Uebrigen haben wir uns gerade nicht zu beklagen über unſer Militär⸗ 
und Polizeicommando, und es iſt ſogar den ſogenannten Collegs ge⸗ 
ſtattet, über die Feierabendſtunde in ihren Localen ſitzen zu bleiben. 

(Elberf. Ztg.) 

München, 22. Aug. [Die Gebietsabtretung) iſt auf ein 
Minimum reducirt; Baiern verliert das Landgericht Gersfeld an der 
Rhön, Tann, Orb und die umliegenden Bezirke in Unterfranken. Da⸗ 
bei wurde vereinbart, daß ſofort nach Ratification des Friedens die 
preußiſchen Truppen das beſetzte Gebiet räumen, auch wenn die Kriegs⸗ 
koſtenentſchädigung noch nicht bezahlt iſt. Die auf den 26. d. einberu⸗ 
fenen Kammern weiden zunächſt nur die an Preußen zu zahlen Mil⸗ 
lionen zu bewilligen haben, dann aber wieder entlaſſen werden. Die 
Vorlage eines Peräquationsgeſetzes bleibt einer ſpätern, vielleicht Ende 
Septembers zu gewäbrenden Einberufung überlaſſen. Die Kammern 
werden dann längere Zeit beiſammen bleiben. (A. A. Z.) 

Deſterrei ch. 

Wien, 24. Auguſt. [Der Friedensvertrag.] 


Die „Wiener 


Abendp.“ meldet officiell: Der Friedensvertrag zwiſchen Preußen und] barltocr . 


Oeſterreich iſt geſtern Abends unterzeichnet worden, und geht heute zur 
allerhoͤchſten Natification hierher ab. 
wechslung der Ratificationen wird mit der Räumung der von den 
preuß. Truppen beſetzten öſterreichiſchen Landestheile begonnen werden. 


Ich beſtimme an dem beut'gen Tage, an welchem der Chef des Oſtpreu i 1 g 
ßiſ ben Küraſſter⸗Regiments Nr. 3, General⸗Feldmarſchall Gef e. 28 unge 15 5 1 2 aa ER ; e ir 


[Breslauer Worte vom 27. Auguſt. ] [Schluß ⸗Copurſe.] 1 Uh 
Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 744— 741 — 75 bei, u. Br. Oeſterr. Ban 
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Weizen, weißer 80-85 75 6870] Roggen, neuer. 52-53. 51 48—50 
do. gelber, alter 77—80 74 68—72| Berlie.......- 44—46 43 40-42 
do. do. neuer 74—76 72 70 „ 28—29 27 24—26 
Rogan, alter. 55 st 53 [ Er e ge = 79 7 
otirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
der Marktpreiſe von Maps und Rübſen. 
Nas 202 ., 192 182 ) 
0 32 122 1 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 


Locb⸗ (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 30% Tralles 
14% r. DE, 

Ctr. Weizen. — Cr. Roggen. 500 Ctr. Hafer. 

— Etr. Leinöl. 50,000 Ort. Spiritus. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Leipzig, 26. Aug. In der heute hier abgzebaltenen Verſammlung 
der liberal⸗natlonalen Partei des Königreichs Sachſen wurde gegen 
eine ſehr geringe Minorität folgende Reſolution gefaßt: Wir halten 
die deutschen und ſächſiſchen Intereſſen am beſten gewahrt durch die 
Einverleibung Sachſens in Preußen, oder, falls dies nicht möglich, we⸗ 
nigſtens durch völlige Abtretung der Militärhoheit und Diplomatie an 
die Krone Preußen, ſowje durch die Uebergabe der auf die allgemeinen 
Verkehrs⸗Intereſſen bezüglichen Geſetzgebung und Verwaltung an die 
betreffenden Bundesorgane. 

Wien, 26. Auguſt. Die heutige „Debatte“ erfährt von ſehr ver⸗ 
läßlicher Seite, daß die Gerüchte von dem Rücktritte des Staatsminiſters 
Grafen Beleredi jeder thalſächlichen Begründung entbehren, 

Freiherr v. Beuſt iſt geſtern, nachdem er bei dem Kaiſer noch eine 
Audienz gehabt, nach München abgereist. 

Paris, 26. August. Der „Moniteur“ meldet: Der Kaiſer beſuchte 
geſtern die Dämmungsarbeiten in der Seine bei Suresnes und ver⸗ 
weilte lange unter den Arbeitern, die ihn mit Jubel begrüßten. 
London, 25. August. Aus Point de Galle vom 15. Auguſt wird 
aus Shangbal vom 25. Juli gemeldet, daß in Corta zwei franzöſiſche 
Biſchöſe und 7 Prieſter gemordet worden find. — In Japan war zwi⸗ 
ſchen den Prinzen ein Bürgerkrieg ausgebrochen. 

Florenz, 25. August. Der Friedensvertrag zwiſchen Preußen und“ 
Deſterreich enthält über die italteniſche Frage folgenden Artikel: In Aus: | 
führung des Artikels 6 der Friedenspräliminarſen in Nikolsburg und 
nachdem der Kaiſer Napoleon durch feinen, Geſandten am 29. Juli in 
Mikolsbürg officiell erklären ließ, daß, was Frankreich betrifft, ſei Vene⸗ 


tien für Italien erworben, um es demſelben im Frieden zu übergeben,, 
tritt der Kaiſer von Oeſterreich dieſer Erklärung bei und giebt zur Ver⸗ 


einigung des lombardiſchevenetlaniſchen Köntzreſchs mit dem Königreich 


Stalin ſeine Einwilligung ohne andere beſchwerende Bedingungen, als] 


die Liguidatlon der Schulden, welche in Uebereinſtimmung mit dem vor⸗ 


e nnn 


Unmittelbar nach erfolgter Aus⸗ 


Sorte über Notiz bez. — Gerſte behauptet, pr. 74 Pfd. 40-46 
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hergegangenen züricher Frieden als auf den abgetretenen Ländern haf⸗ 
tend, anerkannt worden find, 8 

Florenz, 26. Auguſt. Die „Nazione“ fagt, General Menabrea 
verlange die Zurückgabe aller werthvollen Gegenflände, einſchließlich der 
eiſernen Krone, welche Oeſterreich in jüngſter Zeit in Venetien an ſich 
genommen hat. 

Daſſelbe Blatt conſtatirt den verſöhnlichen Geiſt, welchen die dfter- 
reichiſchen Bevollmächtigten bis jetzt gezeigt haben. 

Mailand, 26. Auguſt. Die Kaiſerin von Mexico iſt bier ein⸗ 
getroffen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 25. Auguft, Nachmittags 3 Ubr. Geringes Geſchäft. Die 3% 
wurde Anfangs zu 89, 30 und ſchließlich bei feſter Haltung zu 69, 40 geban⸗ 
delt. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 89 gemeldet. Schluß⸗Courſe: 
3proc. Rente 69, 40. Italien. öproc. Rente 54, 20. Zproc. Spanier —. 
lproc. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 360, 00. Eredit⸗Mob.⸗ 
Aktien 650, 00. Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 398, 00. Oeſterreich. Anleihe 
von 1865 pr. opt. 312, 00. 

London, 25. Auguſt, Nachmittags 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 
83%. Iprocentige Spanier 32. Sardinier 66. Italien. 5proc. Rente 52%. 
Lombarden 15 Ei Mepicaner 16. Sproc Ruſſen 88. Neue Ruſſen 87%. 
Silber 60%. Turk. Anleihe 1865 25. 6proc. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1828 
707. — Schönes Wetter. 

Frankfurt a. M., 25. Auguſt. (Sonntagsbörſe.] Günſtige Stimmung, 
ſteigend. Preuß. Kaſſenſcheine 105 Br. Berliner ea 104%. Hamb. 
MWehiel 28%. Lond. Wechſel 1197. Pariſer Wechſel 94%. Wiener 
Wechſel 89%. Amerikaner 75. Oeſterr. Bankantbeile 670. Oeſterr. Credit⸗ 
Actien 138%. Ludwigshafen⸗Bexbach 147%. 186er Logſe 60%, 1864er 
Looſe 65% Br. Badiſche Looſe 51. Kurheſſiſche Looſe 54. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 50%. 4½ % Metalliques 40 Br. 

Wien, 25. Auguſt. Abend⸗Borſe. Anfangs höher. Schluß matter. 
Credit⸗Actien 157, 00. Nordbahn 165, 30. 1 Looſe 79, 90. 1864er 
Looſe 72, 20. Oeſterreichiſch⸗Franzöſ. Staatsbahn 188,00. Galizier 203, 50. 

Hamburg, 25. August, Rahm. 2 Uhr 30 Min. Die Börſe eröffnete 
mit höheren Courſen, ſchloß aber mattter. Schluß⸗Courſe: onal⸗ 
Anleihe 50. Oeſterr. Credit Actien 56%. Oeſterreich. 186Ver Lonie 11 
Mexicaner —. Vereinsbank 108. Nordd. Bank 116%. Rhbeiniſche 11 
Nordbahn 68%. Finnländiſche Anleihe — 1864er Huf. Prämien⸗Anleibe 


78%. 1866er Aufl, Prämien⸗Anleihe 76. SpGt, Verein.⸗Staaten 
pr. 1882 67. Disconto 3% pCt. 


Liverpool, 25. Auguſt. Mittags. Baumwolle: 10,000 Ballen Umjas. 
Feſter Markt. Middling amerikaniſche 14, middling Orleans 14, fair Dbol⸗ 
Faß 10, middling fair Dhollerah 9, good middling Dhollerah 8%, New⸗ 
Bengal 7%, New Dhollerab 10, Pernam 17 Ä 


Berliner Börse vom 25. August 1866, 


Fonds- und Geid-Oourse, Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Freiw. Staats-Aul. „41.198 ba 
A von 0 - 1 f . Dividende pro 1864 1865 Et. 
dito 18834 |90 be ’ Bene 334% ba 
dito 1854 41,08 b Amsterd.-Rottd..| 68 — 107 V 
dito 1888 4% 98 M T 9 152% da 
dito 1856 4½ 94 bz. 4 11 13 
dito 1887 4½% 98 b Berlin- Görlitz.. * ‚175% da. 
dito 1858.41, 98 ba St-Prion| — | — 100%, B. 
dito 1864/4112198 ba Berlin -Hamburg| !0 91% 50 B. 
Staats- Schuldscheine 3½ 84 . Berl.-Potad.- 16 16 207 b 
| 1244, ba. in-Stettin.. .| 756 | — 17% be. 
— 58 be. 
2 - 12% u i814 ba 
2 au 152 
2 | 24 1 b.. 
2 — 4 —— 
2 
2 — [19% 2% ba 
* 10 146%, bs. 
8 1 mh 16 2˙% ba. 
2 osensche. 4 sur bz, — 264 B 
Preussische 4 bx. 22 n ba. 
3 * u. Rhein. 4 4% 8. 3. b. bn. u. B. 
a che q 4 |911% bz. > etw. bz. u. B. 
(Schlesische . . 4 92 6. 91 B. 
Loulsd'or 710% bz. |OestBk. 78%, ba. — 55 2. 
Galdkr 5. U ba. |Poln.Bkn — — — f se 11 
Ausländische Fonds. u 147 4 & be. 
Ossterr. Metalliquesſs 47 G. pr \ ba. U. B. 
dito Nat.-Anl. 15 85 1 10 1 5 n es be u. 6. 
dito Lot.-A. v. 00s ‚6' 1. Tarnow, } | B. 
2% Ulla ea e eee e e a isl ba. 
dito 54 or Pr.-A IA 57 — EEE 
u 4 — 4 122 be 
Ital. neue 5proc. Anl. da — 2 ö 
Russ, Tingl; Anl. 182% fes w. ba u. B 87 ur 183. bes 
dito Roll. Anl. 18645. 90 8. [2 5 158% ba. 
dito Poin-Sch.-ObL/4 6 b. 


Pola.PfaudbrIL Em. 4 „ a u. G 
Pola, Obl. à 500 Fl. 4 87 


J % | Bla 
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Geraer Bank 7 
95 ge Gothaer 17 11 
17 ½ be. u B Hanhoversche B 4 
00. Kae Hamb. Nordd, B 9 
10% B. „ Vereins-B, Bien 
14 4 Königsberger B. eh 
Hi 85% B. Luxemburger Le 
0% u Magdeburger B 8 
85%, dr. Posener Bank 6 
. 83% ba. Preuss. Bank. -A 1014) 
Oderb h).]! 83½ B. Thüringer Bank 4 
Wa » 61% 
4 90 5 Berl. Hand.-Ges 8 
dz. 5 5 
4 NR US Coburg Eredb.A. 
1 * „ q 
ne Dessauer > 
5 99 B. Oise. Com. Anf. — 
gez Genfer Credb.-A. 1, 
2 2 2: =. 
Meininger En 
0 5 leider .- = 
5855 6 OHesterr. Cred h. A 2 
94 U. Bauk-Ver. 7% 


Mincrra 
Fbr.v.Eisenhdf. , 


3- 


107,,143%, br. Augsburg 100 FI. 

2 ana dz. Lolpalg Thir.. 48 T. 

8 T. 180% ba. % ‚dito 

2 M. 151 be. Frankfurt a. M. 100 F M. 

I M. 0 21 br Patergburg 100 8,-R., J Wed dz. 

sah . 

77 = Warschau 9% 8.- K.. 4234 4 

2 M764 ba. Bremen 100 Thir.Goid|$ T. 110 7 — 
u, 27. Auguſt. Wind: Oſt. Wetter: ſchön. Thermomet t 
Wärme. Bei ruhizer Stimmung haben ſich Getreide Breiſe 


Sgr. — Roggen 
Sgr., alter 53 —56 Sgr., feinste 


„ [Stat beſonderer Meldung.) und 0 
Geſtern entſchlief Kane nach kurzem Leiden, unfere innig geliebte Gattin, 
Schweſter und 9 1 e eee 4 
ufanna Ko el, geb. nn, 
Verwandten und Freunden en died Hefbetrübt hiermit an: 
> n Die Hinterbliebenen. 
Die Beerdigung findet Dinstag den 28. d. M. Nachmittags 3 Uhr auf 
dem Kirchhofe zu Gabitz ſtatt. ie) 


\ 5 * 
Gabitz, den 27. Naga 1866, 
Daus von Geck, Darth und Comp, Gm. Frieden) in bree 
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